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Demokratie verstehen
Ein Plädoyer für die vergleichende Grund
lagenforschung

Massive gesellschaftliche Veränderungen und zahlreiche Krisen setzen 
liberale Demokratien weltweit unter Druck. Wie reagieren Parteien 
darauf und wie die Wählerinnen und Wähler? Wer hier große Linien 
ziehen will, braucht einen langen Atem – und stattliche Mengen an 
Daten. Die langfristige vergleichende Demokratieforschung verdankt 
Bernhard Weßels viel, als Analytiker und als Ermöglicher. Zum Ende 
seiner langjährigen Arbeit am WZB beschreiben Kolleg:innen aus der 
ehemaligen WZB-Abteilung Demokratie und Demokratisierung die 
Herausforderungen, denen er sich gestellt hat.

Heiko Giebler, Pola Lehmann und Aiko Wagner

Demokratien stehen vor gewaltigen Her-
ausforderungen. Von der Finanzkrise 
über Migration, Klimawandel, Corona und 

massive militärische Konflikte – zahlreiche 
Krisen haben alte Gewissheiten in Frage ge-
stellt, die Handlungsspielräume von Regierun-
gen eingeschränkt und zu neuen Konfliktlinien 
in den Gesellschaften geführt. All dies hinter-
lässt Spuren im politischen System. Im Jahr 
2024, wenn weltweit mehr als vier Milliarden 
Menschen zum Wählen aufgerufen sind, geht es 
um richtungsweisende Entscheidungen. Wel-
chen politischen Akteuren wird es zugetraut, 
den Herausforderungen zu begegnen? Gibt es 
einen Rückzug ins Nationale, oder sollen mehr 
transnationale Lösungen gesucht werden?

Auch in Deutschland erleben wir signifikante 
Veränderungen. In den vergangenen Jahren 
lässt sich ein Wandel des Parteiensystems be-
obachten, den wir in unseren Forschungspro-
jekten am WZB analytisch begleitet haben: Neue 
Parteien sind entstanden, manche sind nach 
kurzen Erfolgen wieder in der Versenkung ver-

schwunden (zum Beispiel die Piraten), andere 
haben sich etabliert (die AfD ist laut Umfragen 
in manchen Bundesländern inzwischen sogar 
stärkste Kraft). Wieder andere Parteien befin-
den sich im Aufbau (so das Bündnis Sahra Wa-
genknecht und die WerteUnion). Gleichzeitig 
und damit verbunden sinkt das Vertrauen in 
die Politik und die Parteien. Eine schwierige 
Gemengelage, die Anlass zu einem veränderten 
Blick auf die Parteienlandschaft gibt und in der 
Forschung gut beobachtet werden will. 

Die Größenverhältnisse der Parteien verschie-
ben sich mehr und mehr zugunsten der kleine-
ren Parteien, was sich zum Beispiel bei Bündnis 
90/Die Grünen zeigt, aber auch am Zugewinn 
der AfD. Deutlich wird, dass die sogenannten 
Volksparteien nicht mehr die Bindungskraft 
früherer Jahrzehnte haben, eine Entwicklung, 
die seit Längerem zu beobachten ist. Die Wech-
selneigung der Wähler:innen ist gestiegen, die 
Volatilität des bundesdeutschen Parteiensys-
tems sehr hoch. Dies hat massive Auswirkun-
gen, etwa auf die Koalitionsbildung und auf das 
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Regieren. Wie nicht zuletzt ein Blick auf die 
Ampel-Koalition verdeutlicht, erweist es sich in 
Mehrparteienkoalitionen als deutlich schwieri-

ger als in herkömmlichen, kleineren Koalitio-
nen, effektiv und kohärent zu regieren. Zumin-
dest auf den ersten Blick verstärkt sich zudem 
die ideologische Polarisierung.

Doch wie neu sind diese Phänomene tatsäch-
lich? Sind sie Anzeichen einer lebendigen De-
mokratie oder doch eher Zeichen einer dro-
henden Krise? Liegen die Ursachen eher auf 
der Nachfrage- oder der Angebotsseite? Das 
heißt: Haben sich die Einstellungen in der Be-
völkerung geändert, oder doch eher das pro-
grammatische Angebot der Parteien? Und: 
Stellt Deutschland dabei einen typischen oder 
einen außergewöhnlichen Fall dar?

Diese Fragen sind gleichermaßen wichtig, wie 
schwierig zu beantworten, und man läuft schnell 
Gefahr, sich in Phrasen, eventuell überholten Ge-
wissheiten oder einer Glorifizierung der Vergan-
genheit zu verlieren. Als empirische Demokratie-
forscher:innen ist es unsere Aufgabe, diese Ent-
wicklungen und Phänomene fundiert einzuordnen 
und verstehbar zu machen. Dazu braucht es da-
tenbasierte Analysen der Situation, qualitativ wie 
quantitativ angelegt. Die dafür notwendigen Infor-
mationen können nicht in einem einzelnen Mo-
ment, sondern müssen im Zeitverlauf und über 
Länder hinweg vergleichend erhoben werden. Der 
Vergleich – eines der ältesten wissenschaftlichen 
Instrumente – erlaubt nicht nur Aussagen zur 
Kausalität, sondern auch eine Beurteilung der Sig-
nifikanz bestimmter Entwicklungen. Vergleichend 
lässt sich herausfinden, ob die gegenwärtige Situ-
ation in der Bundesrepublik einen Sonderfall dar-
stellt oder ob es ähnliche Entwicklungen auch in 
anderen Ländern gibt. Auch eine Analyse histo-
risch vergleichbarer Situationen ist so möglich. 

Anstatt ausschließlich auf (vermeintlich) neue 
Phänomene zu reagieren, braucht es verglei-
chende Langfrist-Forschungsprojekte, die sich 
politischer Fragen und Probleme in einer umfas-
senden Perspektive annehmen. Das ist aus zwei 

Gründen wichtig: Erstens benötigt die Erarbei-
tung von belastbaren Befunden ihre Zeit, und 
zweitens ist sonst der Vergleich zwischen ver-
schiedenen Zeiträumen nicht möglich. Es bedarf 
strukturierter Grundlagenforschung, die sich 

mindestens drei verschiedenen Ebenen widmen 
muss: der Bevölkerung, den politischen Eliten 
und Parteien und den Institutionen. Demokratie 
und ihre Entwicklungen lassen sich nur verste-
hen, wenn man die Mikro-, Meso- und Makroebe-
ne, also Bürger:innen, Parteien und Institutionen 
und deren Verbindungen miteinander betrachtet. 

Doch hier beginnen auch schon die Hürden für 
die sozialwissenschaftliche Grundlagenfor-
schung. Überzeugungsarbeit ist wichtig, ein 
langer Atem nötig, damit Einrichtungen über 
viele Jahre Forschungsprojekte mit langer 
Laufzeit beherbergen. Aber es muss auch Per-
sonen geben, die sich diese Forschungsvorha-
ben zu eigen machen, für sie brennen und so 

„In Mehrparteien
koalitionen ist es deutlich 
schwieriger, effektiv und 

kohärent zu regieren“

„Strukturierte Grund
lagenforschung muss sich 

drei verschiedenen 
Ebenen widmen: der 

Bevölkerung, den politi-
schen Eliten und Parteien 

und den Institutionen“

Heiko Giebler  ist Leiter einer Forschungsgruppe 
und des Data & Methodology Centers im Exzel-
lenzcluster „SCRIPTS“ an der Freien Universität 
Berlin und Gastwissenschaftler der Abteilung 
Transformationen der Demokratie am WZB. � 
heiko.giebler@wzb.eu
Foto: © WZB/David Ausserhofer, alle Rechte vorbehalten.
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das Handwerkszeug für die empirische Demo-
kratieforschung zur Verfügung stellen. Uns er-
staunt immer wieder, wie langwierig und 
schwierig sich Prozesse zur Bildung von ent-
sprechenden Netzwerken und Projekten in 
Deutschland, aber auch im Rahmen internatio-
naler Kooperationen, gestalten.  

Das WZB war in den vergangenen Jahrzehnten 
ein idealer Ort für eine solche problemorientier-
te Grundlagenforschung. Hier wurde Forschung 
auf Basis allgemein zugänglicher Daten möglich 
gemacht und vorangetrieben: von den WZB-For-
scher:innen selbst, in Kooperationen oder auch 
für Forschende von anderen Institutionen. Um 
Antworten auf aktuell drängende Fragen zu fin-
den, wurden über die Jahre eine Reihe von Da-
tenerhebungsprojekten (mit-)initiiert, die ver-
schiedene Ebenen umfassen und eine Vielzahl 
von Perspektiven einnehmen. So wurden bzw. 
werden am WZB unter anderem in der German 
Longitudinal Election Study (GLES) Daten über die 
Einstellungen von Wähler:innen in Deutschland 
seit 2009 erhoben, international vergleichend in 
der Comparative Study of Electoral Systems 
(CSES) sogar bereits seit Mitte der 1990er Jahre. 
Daten über die Angebotsseite sammeln Projekte 
wie die deutschen und europäische Kandidieren-
denstudie (in Verbindung mit der internationalen 
Comparative Candidate Study schon seit fast 20 
Jahren), aber auch seit Jahrzehnten das Manifes-
to-Projekt und die Datenbank „Political Parties, 
Presidents, Elections, and Governments“. 

Dass diese Projekte nicht nur Momentaufnah-
men festhalten konnten, sondern dass aus ih-
nen dauerhafte und teilweise institutionali-
sierte Datenerhebungen wurden, haben wir in 
der Demokratieforschung ganz zentral Bern-
hard Weßels zu verdanken, der diese Langfrist-
perspektive immer im Blick hatte und für viele 
der Projekte ein dauerhaftes Zuhause gefunden 
hat – häufig, aber nicht nur am WZB. 

Wie wichtig vergleichende Langfriststudien sind, 
um aktuelle Entwicklungen zu erklären, lässt 
sich auch am Beispiel der AfD skizzieren. Auf 
Nachfrageseite, also beim Blick auf die Bür-
ger:innen, wird deutlich, dass der Anteil von Per-
sonen mit radikal rechten Einstellungen in den 
letzten zehn Jahren nicht angestiegen ist. Was 
sich allerdings verändert hat, ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass diese Gruppe die AfD wählt. 
Es ist also nicht eine veränderte Nachfrage nach 
rechtspopulistischen Positionen, die für die 
Wahlerfolge der AfD verantwortlich ist. Vielmehr 

ist es das politische Angebot der AfD im Ver-
gleich zu den anderen Parteien, das diesen Per-
sonen nun eine neue politische Heimat bietet. 

Eine Analyse der AfD-Wahlprogramme seit der 
Gründung der Partei im Jahr 2013 zeigt zudem, 
dass die Partei sich vor allem auf der soziokul-
turellen Konfliktdimension, in der es um Fragen 
von Zuwanderung, gesellschaftlicher Liberalität 
und (Inter-)Nationalismus geht, immer weiter 
rechts aufgestellt hat und sich so für das ent-

sprechende Wähler:innen-Klientel interessant 
gemacht hat. Sozioökonomisch hat sich die AfD-
Position dagegen seit 2013 kaum verändert. 
Hier vertritt sie, wie bereits bei ihrer Grün-
dung, sehr wirtschaftsliberale Positionen. Es 
zeigt sich deutlich, dass die AfD vor allem eine 
Angebotslücke auf der soziokulturellen Kon-
fliktdimension bedient und dies, wie frühe Ana-
lysen herausgestellt haben, seit Bestehen mit 
sehr extremen Positionen. Im internationalen 
Vergleich sind die Positionen der AfD auf dieser 

„Die häufig heran
gezogene These von der 
Politikverdrossenheit als 
Mobilisierungsmotor für 

die Wahl der AfD lässt 
sich nicht halten“

Pola Lehmann  ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
des Zentrums für Zivilgesellschaftsforschung und 
Co-Leiterin des Manifesto-Projekts am WZB. Sie 
forscht zu Parteien und Wahlen und beschäftigt 
sich vor allem mit Fragen der politischen Reprä-
sentation. �pola.lehmann@wzb.eu
Foto: © WZB/David Ausserhofer, alle Rechte vorbehalten.
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soziokulturellen Konfliktdimension extremer 
als jene etwa der österreichischen FPÖ und der 
Schweizer SVP, aber etwas gemäßigter als die 
der niederländischen Partei für die Freiheit von 
Geert Wilders oder der spanischen VOX.

Auf Basis von Langfristprojekten lässt sich dann 
zeigen, dass die häufig vertretene These von der 
Politikverdrossenheit als Mobilisierungsmotor für 
die Wahl der AfD sich nicht halten lässt. Vielmehr 
hat die Beteiligung am politischen Leben in 
Deutschland zwischen 2008 und 2018 gesamtge-
sellschaftlich auf vielen Ebenen zugenommen: bei 
Wahlen, Demonstrationen, in der Mitgliedschaft in 
Interessengruppen, Bürgerinitiativen und Partei-

en. Wenn überhaupt, dann sind dies Zeichen einer 
Mobilisierung gegen und nicht durch die AfD – 
wie auch die aktuellen Demonstrationen zeigen. 
Sie stellen in ihrer Größe alle Pegida- oder AfD-
nahen Demonstrationen um ein Vielfaches in den 
Schatten. Gleichzeitig ist aber der Unterschied in 
der Beteiligung zwischen Bürger:innen mit nied-
rigem und hohem Einkommen bzw. zwischen je-
nen mit geringer und mit hoher Bildung deutlich 
größer geworden. Soziale Ungleichheit führt also 
zu Ungleichheit in der politischen Teilhabe.

Das Beispiel macht zwei Punkte offensichtlich: 
Wir beobachten in der Tat große und relevante 
Veränderungen des Politischen in Deutschland. 
Das sind aber ganz ähnliche Entwicklungen wie 
in den Niederlanden, Österreich oder Schwe-
den. Dabei ist nicht von der Hand zu weisen, 
dass wir eine Herausforderung der liberalen 
Demokratie beobachten, wie es sie in Deutsch-
land lange nicht mehr gegeben hat. Diese Ver-
änderungen können wir einordnen und verste-
hen, weil die Arbeit von Forschenden wie 
Bernhard Weßels bei der Etablierung von lang-
fristigen Forschungsprojekten und Netzwerken 
tiefgehende und empirische Analysen vielfälti-
ger Art ermöglicht. Diese mehrere Jahre dau-
ernden, kooperativen und multiperspektivi-
schen Infrastrukturen bilden das Fundament, 
auf dem Antworten auf gesellschaftliche Her-
ausforderungen gefunden werden können. 
Eine solche Grundlagenforschung ist weit weg 
vom Elfenbeinturm, operiert nicht zu einem 
Selbstzweck. Sie ist ein wichtiges Werkzeug 
und muss am WZB, aber auch andernorts, wei-
ter ermöglicht und gefördert werden. 
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